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Gesetz zur Änderung des Gesetzes über die obligatorische 

Schule und des Gesetzes über die Sonderpädagogik 

vom ... 

Betroffene Erlasse (SGF Nummern): 

Neu: – 

Geändert: 411.0.1 | 411.5.1 

Aufgehoben: – 

Der Grosse Rat des Kantons Freiburg 

gestützt auf die vom Grossen Rat am 20. Juni 2017 für erheblich erklärte Mo-
tion 2016-GC-130; 

gestützt auf die vom Grossen Rat am 7. Februar 2018 für erheblich erklärte 
Motion 2016-GC-132; 

nach Einsicht in die Botschaft 2018-DICS-39 des Staatsrats vom 15. Januar 
2019; 

auf Antrag dieser Behörde, 

beschliesst: 

I. 

Keine Hauptänderung. 



2 

II. 

1. 
Der Erlass SGF 411.0.1 (Gesetz über die obligatorische Schule (Schulgesetz, 
SchG), vom 09.09.2014) wird wie folgt geändert: 

Art.  10 Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (geändert), Abs. 4 (neu), Abs. 5 (neu), Abs. 6 (neu) 
2
 Die Lehrmittel sowie das Schul- und Unterrichtsmaterial werden den Schü-

lerinnen und Schülern unentgeltlich abgegeben. Ausgenommen sind persönli-
che Effekten und Ausrüstung. Die schulischen Aktivitäten sind ebenfalls kos-
tenlos. 
3
 Die Gemeinden können jedoch von den Eltern eine Beteiligung an den Ver-

pflegungskosten ihrer Kinder verlangen, insbesondere während bestimmter 
schulischer Aktivitäten und des Hauswirtschaftsunterrichts. Sie legen gegebe-
nenfalls in ihrem Schulreglement den Höchstbetrag fest, der innerhalb der 
vom Staatsrat gesetzten Grenzen den Eltern in Rechnung gestellt werden darf. 
4
 Für schulische Aktivitäten, die im Ausland stattfinden, oder für freiwillige 

Aktivitäten, die ausserhalb der wöchentlichen Unterrichtslektionen auf An-
meldung angeboten werden, können die Gemeinden von den Eltern, deren 
Kinder dafür angemeldet sind, eine Kostenbeteiligung verlangen, um die tat-
sächlichen Kosten ganz oder teilweise zu decken. 
5
 Die Projektwochen mit frei wählbaren Angeboten an den Orientierungsschu-

len, die während der Unterrichtszeit stattfinden, können kostenpflichtige Ak-
tivitäten umfassen, sofern den Schülerinnen und Schülern eine breite Auswahl 
unentgeltlicher Aktivitäten zur Verfügung steht. 
6
 Der Staatsrat kann für die in den Absätzen 4 und 5 genannten Aktivitäten 

Höchstbeträge festlegen. 

Art.  16 Abs. 2 (geändert) 
2
 Wird der Schulkreiswechsel aus sprachlichen Gründen erlaubt, so bestim-

men die Gemeinde oder die Gemeinden des Schulkreises, in dem das Schul-
kind seinen Wohnsitz oder ständigen Aufenthaltsort hat, in ihrem Schulreg-
lement innerhalb der vom Staatsrat gesetzten Grenzen den Anteil der Eltern 
an den Schulkosten. 

Art.  22 Abs. 2 (geändert) 
2
 Die Direktion erstellt die Liste der anerkannten Lehrmittel und des Schulma-

terials. 

https://bdlf.fr.ch/data/411.0.1/de
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Art.  41 Abs. 4 (neu) 
4
 Die Gemeinden und die Schuldirektionen sorgen in Anwendung des in Ab-

satz 1 genannten allgemeinen Konzepts dafür, dass den Schülerinnen und 
Schülern an den Schulen eine gesunde Ernährung angeboten wird, indem sie 
insbesondere darauf verzichten, ihnen übermässig gezuckerte Getränke und 
Lebensmittel zur Verfügung zu stellen. 

Art.  57 Abs. 2 
2
 In ihrer administrativen Tätigkeit erfüllen sie unter anderem folgende Auf-

gaben: 

d) (geändert – betrifft nur den französischen Text); 

Art.  66 Abs. 2 (geändert) 
2
 Zusätzlich zu seinem Beitrag nach Artikel 67 übernimmt der Staat sämtliche 

Lohn- und Lohnnebenkosten der Schulbehörden sowie die Kosten der aner-
kannten Lehrmittel und des Schulmaterials. 

Art.  67 Abs. 1 
1
 Die Gemeinden tragen zusammen 50 % der gemeinsamen Schulkosten. Die-

se setzen sich wie folgt zusammen: 

g) (neu) die Lohn- und Lohnnebenkosten des Personals der Relaisklassen, 
die Miet-, Ausstattungs- und Betriebskosten dieser Klassen sowie die 
Kosten für das Schulmaterial und für schulische Aktivitäten. 

Art.  71 Abs. 2 (geändert) 
2
 Zusätzlich zu seinem Beitrag nach Artikel 72 übernimmt der Staat sämtliche 

Lohn- und Lohnnebenkosten der Schulbehörden sowie die Kosten der aner-
kannten Lehrmittel und des Schulmaterials. 

Art.  72 Abs. 1 (betrifft nur den deutschen Text), Abs. 3 (neu) 
1
 Die Gemeinden des Schulkreises tragen 50 % der folgenden Kosten ihrer 

Orientierungsschule: 

d) (geändert) ein im Verhältnis zur Anzahl Klassen pro Orientierungsschule 
bemessener Anteil der Lohn- und Lohnnebenkosten des Personals der 
Relaisklassen, die Miet-, Ausstattungs- und Betriebskosten dieser Klas-
sen sowie die Kosten für die Lehrmittel und die Lehr- und Lernmateria-
lien, die Materialkosten und die Kosten für schulische Aktivitäten; 
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3
 Bei einem Schulkreiswechsel aus sprachlichen Gründen oder aufgrund des 

Förderprogramms «Sport-Kunst-Ausbildung» trägt der Staat, für jede be-
troffene Schülerin und jeden betroffenen Schüler, 100 % der Lohnkosten des 
Lehrpersonals und des sozialpädagogischen Personals. 

Art.  81 Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (geändert – betrifft nur den deutschen Text) 
2
 Der Unterricht zu Hause muss von der Direktion bewilligt werden. Die Be-

willigung wird in der Regel nur für ganze Schulsemester gewährt. 
3
 Die Eltern oder die Hauslehrpersonen müssen über die erforderlichen be-

rufspädagogischen Qualifikationen verfügen. 

Art.  104a (neu) 

Pauschalbeitrag 
1
 Zur Unterstützung der Gemeinden, die in den Schuljahren 2018/19 und 

2019/20 die Kosten des Schulmaterials und der schulischen Aktivitäten ohne 
finanzielle Beteiligung der Eltern übernommen haben, beteiligt sich der Staat 
an den entsprechenden Kosten, indem er ihnen einen Pauschalbeitrag pro 
Schülerin oder Schüler und Schuljahr zahlt. 
2
 Die Höhe des Subventionsbetrags wird vom Staatsrat auf Grundlage der von 

den Gemeinden übernommenen Beträge festgelegt. Die Direktion gewährt 
den Subventionsbetrag entsprechend den per Stichtag 15. Mai für jeden 
Schulkreis festgelegten Schülerbeständen. 
3
 Die Artikel 22 Abs. 2, 57 Abs. 2 Bst. d, 66 Abs. 2 und 71 Abs. 2 treten am 

1. Januar 2020 im Hinblick auf das Schuljahr 2020/21 in Kraft. Sie gelten für 
eine provisorische Dauer von zwei Jahren, also bis 1. Januar 2022, da ab die-
sem Datum die kantonale Beitragsleistung an Schulbauten im Rahmen des 
Gesetzesentwurfs über die Aufgabenentflechtung zwischen Staat und Ge-
meinden (DETTEC) aufgehoben werden sollte. Andernfalls gelten weiterhin 
die Absätze 1 und 2. 
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2. 
Der Erlass SGF 411.5.1 (Gesetz über die Sonderpädagogik (SPG), vom 
11.10.2017) wird wie folgt geändert: 

Art.  14 Abs. 5 (geändert) 
5
 Die schulischen Heilpädagoginnen und Heilpädagogen, das sonderpädago-

gische Fachpersonal sowie die von den sonderpädagogischen Einrichtungen 
angestellten Therapeutinnen und Therapeuten müssen bei ihrer Anstellung 
einen Sonderprivatauszug aus dem Strafregister gemäss Artikel 371a des 
Schweizerischen Strafgesetzbuchs oder bei ausländischer Staatsangehörigkeit 
ein gleichwertiges Dokument vorlegen. Während einer Übergangsperiode bis 
31. Dezember 2041 müssen die erfolgreichen Bewerberinnen und Bewerber 
zusätzlich einen ordentlichen Strafregisterauszug vorlegen. 

Art.  42 Abs. 1 (geändert), Abs. 2 (neu), Abs. 3 (neu), Abs. 4 (neu) 
1
 Von den Eltern oder der volljährigen Schülerin bzw. dem volljährigen Schü-

ler kann eine finanzielle Beteiligung an den Verpflegungskosten bei bestimm-
ten schulischen Aktivitäten sowie an den Kosten der Mahlzeiten und/oder der 
Übernachtungen in Tagesstrukturen oder Strukturen zur stationären Unter-
bringung verlangt werden. 
2
 Für schulische Aktivitäten, die im Ausland stattfinden, oder für freiwillige 

Aktivitäten, die ausserhalb der wöchentlichen Unterrichtslektionen auf An-
meldung angeboten werden, kann von den Eltern, deren Kinder dafür ange-
meldet sind, eine Kostenbeteiligung verlangt werden, um die tatsächlichen 
Kosten ganz oder teilweise zu decken. 
3
 Die Projektwochen mit frei wählbaren Angeboten an den Orientierungsschu-

len, die während der Unterrichtszeit stattfinden, können kostenpflichtige Ak-
tivitäten umfassen, sofern den Schülerinnen und Schülern eine breite Auswahl 
unentgeltlicher Aktivitäten zur Verfügung steht. 
4
 Der Staatsrat kann Höchstbeträge festlegen. 

III. 

Keine Aufhebung von Erlassen in diesem Abschnitt. 

https://bdlf.fr.ch/data/411.5.1/de
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IV. 

Dieses Gesetz untersteht dem Gesetzesreferendum. Es untersteht zudem dem 
fakultativen Finanzreferendum. 

Der Staatsrat legt das Inkrafttreten dieses Gesetzes fest. 


